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A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Maßnahmen 

Dichgans gegen die systematische Verfolgung von Rich- 

tern, Staatsanwälten und Disziplinarbeauftrag- 
ten der Universitäten durch kleine Gruppen 
aggressiver Demonstranten zum Gegenstand 
einer Besprechung mit den Regierungen der 
Länder zu machen, Aktionen, deren Folgen 
vom Bombenattentat bis zum Herzinfarkt rei- 
chen? 

2. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung die Gefahr, daß das 

Dichgans Verhalten eines Staates, der im Bereich seiner 

Universitäten Rechtsbrüche aller Art jahrelang 
achselzuckend duldet, Hausfriedensbruch, Sach- 
beschädigung, Beleidigung, Nötigung, terro- 
ristische Drohungen, allmählich eine Bewußt- 
seinslagc entstehen läßt, in der labilen Natu- 
ren auch Bombenattentate als zulässiges 
Kampfmittel erscheinen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

3. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, der Forde- 

Josten rung des SPD- Abgeordneten Horn zu entspre- 

chen und den Inspekteur des Heeres, General- 
leutnant Schnez, in den vorzeitigen Ruhestand 
zu versetzen? 

4. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 

Dröscher nach einem Erlaß des Sozialministeriums 

Rheinland-Pfalz vom 25. Januar 1967 bei Er- 
mittlung des Familieneinkommens, das bei der 
Berechnung der Höhe des Wohngeldes zu- 
grundegelegt wird, die Verpflegung, die ein 
wehrpflichtiger Sohn einer Familie bei der 
Bundeswehr erhält, in Form eines Verpfle- 
gungsgeldes in Höhe von 112,80 DM dem 
Familieneinkommen zugeschlagen wird, ob- 
wohl die Familie dieses Verpflegungsgeld 
überhaupt nicht erhält? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 

5. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, den Ver- 

Walkhoff trieb und Erwerb von Zeitschriften, Zeitungen 

und anderen Publikationen aus der DDR end- 
gültig und umfassend durch eine Änderung 
entgegenstehender Gesetze zu legalisieren? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


6. Abgeordneter Wird sich die Bundesregierung angesichts des 

Dr. Becker Ablaufs der Übergangszeit am 31. Dezember 

(Mönchen- 1969 dafür einsetzen, daß nunmehr auch in der 

gladbach) gemeinsamen Handelspolitik der EWG nicht 

nur formale, sondern auch materielle Fort- 
schritte erzielt werden? 

7. Abgeordneter Auf welchen Gebieten sieht die Bundesregie- 

Dr. Becker riing Möglichkeiten einer Verständigung mit 

(Mönchen- den übrigen Mitgliedstaaten der EWG über 

gladbach) den Ausbau des handelspolitischen Instru- 

mentariums und den Übergang zu Gemein- 
schaftsverhandlungen mit Drittländern? 

8. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, für Schiffbau- 

Gramer exportaufträge die in der EWG eingeräumte 

Subventionsmöglichkeit bis zu lOVo voll aus- 
zuschöpfen und ist sie ferner bereit, die Son- 
derumsatzausfuhrstcuer in Härtefällen, in de- 
nen der Unternehmer in Verbindung mit der 
Aufwertung eine über 8,5 v. H. hinausgehende 
Mehrbelastung nachweisen kann, zu erlassen? 

9. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die in der 

Roser Wochenzeitschrift „Die Zeit" (5. Dezember 

1969) vertretene Auffassung, daß „die Kom- 
petenzzersplitterung (im Bereich der öffent- 
lichen Entwicklungshilfe) nachteilige Folgen 
für die Effektivität deutscher Entwicklungs- 
politik z. B. bei folgenden Entwicklungshilfe- 
aktivitäten hatte: Straßenbau in Liberia und 
Madagaskar mit deutscher Kapitalhilfe, Inbe- 
triebnahme des mit deutscher Kapitalhilfe ge- 
bauten Hafens in Lome, verspätete Inbetrieb- 
nahme einer Zuckerfabrik in Kenia"? 

10. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß die 

Dr. Schmitt- Situation der Musikinstrumentenindustrie be- 

Vockenhaiisen sonders erschwert wird, wenn die Bezugskon- 
tingente im innerdeutschen Handel für Musik- 
instrumente für den ohnehin schmalen Inlands- 
markt laufend ohne Abnahmeverpflichtungen 
auf der Lieferseite erhöht werden? 

11. Abgeordneter Trifft die Mitteilung in der Frankfurter All- 

Dr. Marx gemeinen Zeitung vom 17. Dezember 1969 zu, 

(Kaiserslautern) wonach „ein deutsches Werftenkonsortium 

. . . den Großauftrag eines britischen Reede- 
reikonsortiums im Wert von 400 Millionen DM 
an britische Werften verloren" hat und „ins- 
gesamt bei deutschen Werften seit der Auf- 
wertung Aufträge im Werte von 130 Millionen 
DM annulliert und Verhandlungen über 42 
Neubauten im Werte von 1,3 Milliarden DM 
abgebrochen" worden sind? 
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12. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die in 

Dr, Apel Schweden praktizierte Investitionssteuerung 

mit Hilfe von in der Hochkonjunktur gebilde- 
ter steuerfreier Rücklagen der Unternehmen, 
der sogenannten Investitionsfonds, die dann 
in Zeiten konjunktureller Verschlechterung für 
besonders steuerbegünstigte Investitionen ein- 
gesetzt werden können? 

13. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für denkbar, die- 

Dr. Apel ses konjunkturpolitische Instrument auch in 

der Bundesrepublik Deutschland im Rahmen 
des Stabilitdts- und Wachstumsgesetzes einzu- 
führen? 

14. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß als Folge 

Dr. Wagner der deutschen Aufwertung und der französi- 

(Trier) sehen Abwertung in den Orten mit größeren 

französischen Garnisonen beträchtliche Um- 
satzverluste im Einzelhandel und in der Ga- 
stronomie zu verzeichnen sind, die sich in den 
Orten in Grenznähe mit den allgemein im 
Grenzland nach den Paritätsänderungen ein- 
getretenen Umsatzverlusten kumulieren und 
sich für zahlreiche mitteiständische Betriebe 
bedrohlich auswirken? 

15. Abgeordneter Welche Ausgleichsmaßnahmen zugunsten der 

Dr. Wagner geschädtigten Betriebe bzw. zugunsten einer 

(Trier) gezielten Verbesserung der allgemeinen Wirt- 

schaftsstruktur der betroffenen Orte gedenkt 
die Bundesregierung zu ergreifen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


16. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, durch geeig- 

Höcherl nete Maßnahmen sicherzustelien, daß Markt- 

ordnungswaren von etwaigen Erhöhungen der 
Verkehrstarife ausgenommen werden, um die 
mit der Regionalisierung der Agrarpreise ver- 
bundenen Schwierigkeiten in den marktfernen 
Zonen nicht noch zu verschärfen? 

17. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 

Höcherl rung zu treffen, um im Falle eines erneuten 

Währungsungleichgewichts in der EWG Wett- 
bewerbsverzerrungen zu Lasten der deutschen 
Land- und Ernährungswirtschaft, insbesondere 
ein Unterlaufen des deutschen Agrarpreis- 
niveaus, zu verhindern? 

18. Abgeordneter Bestehen in der Bundesregierung Pläne, die 

Niegel darauf hinauslaufen, die Agrarpreise unter 

Einführung staatlicher Einkommenszahlungen 
(Deficeniy Payments) freizugeben und wie 
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würde sich eine solche Übertragung der eng- 
lischen Agrarpolitik auf die Einkommenslage 
der deutschen Landwirtschat sowie auf die 
Haushaltstage des Bundes und der EWG-Fi- 
nanzierung auswirken? 

19. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung die Auffassung 

Niegel der Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherver- 

bände, daß die deutsche Landwirtschaft bereits 
mehr Subventionen erhalte als Einkommen 
erwirtschafte und daß die 1,7 Mrd. DM, die als 
Aufwertungsausgleich gegeben werden, eben- 
falls als Subventionen angerechnet werden? 

20. Abgeordneter Wie haben sich die Erzeugerpreise für Holz 

Dasdi in der Bundesrepublik Deutschland und den 

Nachbarländern seit der DM-Aufwertung ver- 
ändert? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


21. Abgeordneter In welche Weise sorgt die Bundesregierung 

Seefeld dafür, daß Gastarbeiter vor ihrer Einreise in 

die Bundesrepublik Deutschland in den An- 
werbungsstellen nicht nur mit den Lebens- 
gewohnheiten in Deutschland, sondern auch 
mit den Gegebenheiten unseres Straßenver- 
kehrs vertraut gemacht werden? 

22. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß ältere 

Wolfram Bergleute, die auf Grund von Stillegungen 

oder Teilstillegungen im Rahmen von Sozial- 
plänen vorzeitig pensioniert worden sind mit 
dem Ziel, mit 60 Jahren das vorgezogene Al- 
tersruhegeld zu erhalten, von den Arbeitsver- 
waltungen jetzt in andere und oft nicht gleich- 
wertige Arbeitsplätze außerhalb des Bergbaus 
vermittelt werden, und sieht die Bundesregie- 
rung darin eine unzumutbare Härte? 

23. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Wolfram ältere arbeitslose Bergleute — wenn über- 

haupt — nur wieder in den Bergbau zu ver- 
mitteln, ohne daß Rückzahlungsverpflichtun- 
gen aus gewährten Montanunion-Beihilfen 
entstehen? 


24. Abgeordneter Wann beabsichtigt die Bundesregierung in 
Breidbach Anbetracht der seit Jahren in der Öffentlich- 

keit geführten Diskussion, dem Parlament ei- 
nen umfassenden Novellierungsvorschlag zum 
Betriebsverfassungsgesetz vorzulegen? 
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25. Abgeordneter 

Breidbadi 


26. Abgeordneter 

Vogt 


27. Abgeordneter 
Midiels 


28. Abgeordneter 

Link 


29. Abgeordneter 

Bäuerle 


30. Abgeordneter 

Bäuerle 


31. Abgeordneter 

Dr. Enders 


32. Abgeordneter 

Dr. Enders 


Hat die Bundesregierung den Gesetzentwurf 
zur Novellierung des Betriebsverfasungsge- 
setzes der SPD — 5. Legislaturperiode — sdion 
zur Grundlage von Erörterungen über die Neu- 
fassung des Betriebsverfassungsgesetzes ge- 
madit? 

Wird die vom DGB in den Unternehmen Bank 
für Gemeinwirtschaft, Volksfürsorge - Sach- 
versicherung und Neue Heimat eingeführte 
Mitbestimmung Auswirkungen auf Überlegun- 
gen der Bundesregierung zur Ausgestaltung 
des Mitbestimmungsrechtes haben? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß die Diskrepanz in der Altersversorgung 
zwischen den Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes (mit Zusatzversicherung für Ange- 
stellte und Arbeiter) und den Beschäftigten in 
der gewerblichen Wirtschaft in einem anste- 
henden Gesetz berücksichtigt werden muß? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich aus 
der Unwiderruflichkeit der Befreiung von der 
Rentnerkrankenversicherung (§ 173 a RVO) 
— insbesondere durch Erhöhungen der Prä- 
mien der privaten Krankenversicherung, die in 
dieser Höhe für die Rentner unvorhersehbar 
waren — Härten ergeben und beabsichtigt 
sie, dem durch Einräumung einer Widerrufs- 
möglichkeit Rechnung zu tragen? 

Ist die Bundesregierung nicht auch der Mei- 
nung, daß die kostenlose Bereitstellung von 
vorbeugenden Grippespritzen durch die Kran- 
kenkassen für Kassenmitglieder billiger kom- 
men wird, als die finanziellen Aufwendungen 
der Krankenkassen für Mitglieder, die an Grip- 
pe erkranken? 

Wenn die Bundesregierung die gleiche Auf- 
fassung vertritt, kann sodann mit einer Ge- 
setzesinitiative gerechnet werden, daß zu- 
künftig Kassenmitglieder sich freiwillig und 
vorbeugend gegen Grippeerkrankung zu La- 
sten der Krankenkassen behandeln lassen kön- 
nen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Zah- 
lung der Erziehungsbeihilfe an Studenten 
nach § 27 des Bundesversorgungsgesetzes üb- 
licherweise nur bis zum Staatsexamen erfolgt 
und nicht für die darüberhinaus zur Promo- 
tion erforderlichen Semester gewährt wird? 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß Stu- 
denten, die sidi erst nach bestandenem 
Staatsexamen für die wissenschaftliche Lauf- 
bahn entscheiden, bis zur Promotion förde- 
rungswürdig im Sinne des § 27 des Bundesver- 
sorgungsgesetzes sind? 
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33. Abgeordneter 
Picard 


34. Abgeordneter 

Müller 

(Remscheid) 


35. Abgeordneter 

Folger 


36. Abgeordneter 
Drösdier 


37. Abgeordneter 
Leicht 


38. Abgeordneter 
Dr. Czaja 


39. Abgeordneter 
Dr. Czaja 


Auf welche Weise wird die Bundesregierung 
den vom Baunebengewerbe (Ausbaugewerbe) 
vorgetragenen Bedenken Rechnung tragen, 
daß für die produktive Winterbauförderung 
der Satz von 0,60 DM pro Stunde zur Abdek- 
kung der Mehrkosten zu niedrig sei und die 
Voraussetzung von 800 Arbeitsstunden pro 
Baustelle — besonders von kleineren Betrie- 
ben — nicht erfüllt werden können? 


In welchem Umfange ergeben sich durch die 
neue Entscheidung des Großen Senats des 
Bundessozialgerichts zur Frage der Berufs- 
oder Erwerbsunfähigkeitsrente Mehrausgaben 
für die Rentenversicherung? 

Was wird die Bundesregierung gegen den sicii 
immer mehr ausbreitenden Arbeitskräfte- 
handel tun, wie er z. B. in dem Großinserat 
einer Firma „Manpower" in der „Süddeutschen 
Zeitung" vom 5./6. Januar 1970 S. 5 verstärkt 
angebahnt wird? 

Trifft es zu, daß nach einer EntscJieidung des 
Bundessozialgerichts die gesetzlichen Kran- 
kenversicherungsträger verpflichtet sind, auch 
bei Sportunfällen die Krankenhilfe gemäß 
§ 182 RVO zu übernehmen, während die 
Beamtenkrankenkasse der Deutschen Bundes- 
bahn und der Deutschen Bundespost nur 50®/o 
der anfallenden Heilbehandlungskosten über- 
nehmen und hat die Bundesregierung nicht 
die Absicht, diese für Angehörige der Deut- 
schen Bundesbahn und der Deutschen Bundes- 
post eindeutige Schlechterstellung durch ent- 
sprechende Maßnahmen zu beenden? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung für die Pflegeberufe zahlreicheren Nach- 
wuchs zu gewinnen als bisher? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, in der durch 
die Regierungserklärung vom 28. Oktober 
1969 angekündigten Fortführung der Frauen- 
Enquete die gemäß Drucksache V/909 beim 
ersten Bericht über die Situation der Frau 
wegen seiner beschleunigten Veröffentlichung 
zurückgestellten Fragen der besonderen Situa- 
tion der Frauen aus den Kreisen der Vertrie- 
benen und Flüchtlinge nunmehr zu prüfen und 
darzulegen, um auch diesen Frauen noch mehr 
zu helfen, ihre gleichberechtigte Rolle in Fami- 
lie, Beruf, Politik und Gesellschaft zu erfüllen? 


Beabsichtigt die Bundesregierung dabei die 
Erfahrungen und Stellungnahmen der Arbeits- 
gemeinschaft heimatvertriebener und geflüch- 
teter Frauen im Bund der Vertriebenen zu ver- 
werten? 
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40. Abgeordneter 
Mttller 
(Remscheid) 


Ist die Bundesregierung bereit, bei der Bun- 
desanstalt für Arbeit darauf hinzuwirken, daß 
der Besuch von höheren Wirtschaftsfachschu- 
len in ihr Förderungsprogramm aufgenommen 
wird? 


Gesciiäftsbereicb des Bundesministers für 
Jugend. Familie und Gesundheit 


41. Abgeordneter 
Dr. Müller 
(München) 


42. Abgeordnetei 
Dr. Schmitt- 
Vochenhausen 


43. Abgeordnete 
Frau Herklotz 


44. Abgeordneter 
Dr. Schulz 
(Berlin) 


45. Abgeojdj\eter 

Köster 


46, Abgeordneter 
Köster 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die Finan- 
zierung des Neubaus von Studentenheimen 
nach dem gleichen Schlüssel wie die Beteili- 
gung an Hochschulneubauten (50®/o) in Zukunft 
vorzunehmen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung in Zusammenarbeit mit der Deutschen 
Ärztekammer, Schwierigkeiten in der ärztli- 
chen Notversorgung an Festtagen — wie sie 
sich an den Weihnachtstagen 1969 in zahlrei- 
chen Fällen ergeben haben — wirksamer zu 
begegnen? 

Wann ist mit dem endgültigen Abschluß der 
Ratifizierungsverlahren für das Europäische 
übereinkcmiinen zur gegenseitigen Hilfe auf 
dem Gebiet Tnedizinischer Spezialbehandlung 
und lieiJklimati scher • lilfsmittel sowie des Eu- 
ropäisfben « ibeif'mkominens über den Aus- 
tausch von Vcstserii zur i^luigruppenuntersu- 
cbunq, ciie der Bundesregierung un- 

terzeichnet v;n'(ieri, /u rechnen, nachdem in 
der .BecU)tw(>! iniig der Kleinen Anfrage betr. 
Ratifizierung von Konventionen des Europa- 
rates vom 1. März 1963 (Drudcsache IV/1023) 
und in der Fragestunde des Deutschen Bundes- 
tages vom 22. Januar 1965 (158. Plenarsitzung, 
Stenographischer Bericht Seite 7773) der Bun- 
desgesundheitsminister eine baldige Erledi- 
gung ankündigte? 

Wie steht die Bundesregierung zu dem Vor- 
schlag der Empfebiung 561 (1969) der Beraten- 
den VersamriluriO de*: furoparates vom 30. 
September i969. die ■ ? u» von ihrer beruf- 
lichen Schwoigepriidu /u t>iirbjndon und sie zur 
Benarbt ichtjauTig cl^r : Behörden 

zu verpilii.bten. soiiald innen ein Fall von Kin- 
de sin iJihdTuiiimq bekannt wird? 

Welche konkreten Maßnahmen wurden bisher 
von der Bundersegtetung zur Verwirklichung 
des Europäischen Jugemlwerkes eingeleitet? 

In welcher Form beabsi« hünt die Bundosi«igie- 
rung, tlie Forderung lieb Deutschen ßundes- 
jugendringes nach Durcbführung eines euro- 
päischen Jugendkongressc^s zu unterstützen? 
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47. Abgeordneter 

Jung 


48. Abgeordneter 

Jung 


49. Abgeordneter 

Burger 


50. Abgeordneter 

Burger 


51. Abgeordneter 

Dr. Frerichs 


52. Abgeordneter 

Dr, Frerichs 


53. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


Haben die Grippeepidemien der letzten Jahre 
nach Kenntnis der Bundesregierung zu einem 
internationalen Erfahrungsaustausch über Ur- 
sachen und Bekämpfungsmöglichkeiten auf ge- 
sundheitspolitischer und wissenschaftlicher 
Ebene geführt, und welches Ergebnis hatten 
diese Beratungen? 

Fehlen bei der Erforschung dieser weitverbrei- 
teten Krankheit mit zahlreichen Todesfällen 
in vielen Ländern eventuell auch die notwen- 
digen Institute und sonstigen wissenschaftli- 
chen und finanziellen Voraussetzungen, oder 
was sonst müßte nach Ansicht der Bundesre- 
gierung eventuell vom Staat aus getan werden, 
um diesen In den letzten Jahren vermehrt auf- 
tretenden Epidemien erfolgreich entgegentre- 
ten zu können? 

Erwägt die Bundesregierung, eine Ausnahme- 
möglichkeit zu schaffen für Bewerber für den 
Krankenpflegeberuf, die das 16. Lebensjahr 
vollendet haben und die körperliche und gei- 
stige Reife besitzen, um die Ausbildung zu 
beginnen? 

Hält die Bundesregierung ein Experiment im 
Krankenhaus Herdecke bei Hagen, in welchem 
ohne Chefarzt und Oberin, wie man lesen 
konnte, die „Leibeigenschaft" des nachgeord- 
neten Dienstes abgeschafft worden ist, und das 
einen erstaunlichen Zulauf an Personal ver- 
zeichnen kann, für ein empfehlenswertes Mo- 
dell hinsichtlich einer Neuordnung der hierar- 
chischen Ordnung in den Krankenhäusern? 

Ist die Bundesregierung bereit, zur Vorbeu- 
gung gegen Grippeerkrankungen unverzüglich 
Maßnahmen — eventuell gemeinsam mit den 
Ländern — vorzubereiten, um die Bevölke- 
rung auf freiwilliger Basis kostenlos gegen 
Grippeviren zu impfen? 

Erklärt die Bundesregierung ihre Bereitschaft, 
im Haushalt 1970 entsprechende Mittel für 
eine breitangelegte Grippeschutzimpfung ein- 
zusetzen? 

Hält die Bundesregierung im Zusammenhang 
mit der jüngsten Grippewelle erhobene Vor- 
würfe, wie sie z. B. der bayerische Landtags- 
abgeordnete Erwin Essl gegenüber dpa am 
8. Januar 1970 gegen die Ärzteschaft und ge- 
gen die Organisation des ärztlichen Bereit- 
schaftsdienstes geäußert hat, für berechtigt, 
und wie wird die Bundesregierung gegebenen- 
falls in Zukunft dafür sorgen, daß die Ärzte- 
schaft über die Ausbreitung von ansteckenden 
Krankheiten, wie der Virusgrippe, so recht- 
zeitig informiert wird, daß sie sich auf die be- 
sonderen Belastungen einstellen kann? 
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Geschäftsbereich des Bimdesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


54. Abgeordneter Treffen Presseberichte zu, nach denen die bis- 

Dr. Tamble lang schon nicht den Ansprüchen genügenden 

Verkehrswege über den Nord-Ostsee-Kanal 
dadurch weiter beeinträchtigt werden, daß eine 
von den zur Zeit noch bestehenden 14 Fahren 
über den Nord-Ostsee-Kanal ohne Ersatzlei- 
stung stillgelcgt wird? 

55. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, in dem Ent- 

Dr. Riedl wurf einer neuen deutschen Straßenverkehrs- 

(München) Ordnung die Verwendung der Parkscheibe nur 

an Stellen zu gestatten, wo dies durch Zeichen 
291 (Zonenhaltverbot) zugelassen wird und 
hält es die Bundesregierung ggf. für zweck- 
dienlich, die Verwendung der Parkscheibe von 
der Zustimmung der jeweiligen obersten Lan- 
desbehörde abhängig zu machen, da bekannt- 
lich die Anordnung des Zonenhaltverbots der 
Zustimmung der obersten Landesbehörde be- 
darf? 

56. Abgeordneter Berücksichtigt die Bundesregierung bei ihren 

Kiep Bemühungen zur Vereinheitlichung der Stras- 

senverkehrs-Zulassungs-Ordnungen auch die 
modernen technischen Erkenntnisse im Auto- 
mobilbau, die Sicherheit im Fahrverhalten, 
Verhinderung von Körperschäden und Todes- 
fällen sowie Verminderung der Abgasentwick- 
lung zum Ziel haben? 

57. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, die in den USA 

Kiep in jahrelangen Untersuchungen erarbeiteten 

Sicherheitsbestimmungen für die Automobil- 
hersteller in absehbarer Zeit auch in der Bun- 
desrepublik Deutschland anzuwenden, nach- 
dem die deutschen Automobilproduzenten 
auf Grund ihrer Lieferungen in die USA 
ohnehin bewiesen haben, daß sie ähnlich 
scharfen Sicherheitsanforderungen wie den 
amerikanischen genügen können? 

Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
geben, wann die verkehrsmäßige Benachteili- 
gung des Raumes Braunschweig durch Elek- 
trifizierung der Strecke Hannover — Braun- 
schweig — Helmstedt beseitigt wird? 

59. Abgeordneter Wird die Bundesregierung dafür Sorge tragen, 
Dr. Kempfier daß bei etwaigen Streichungen im Verkehrs- 
etat 1970 oder bei Sperrung von Straßenbau- 
mitteln auf keinen Fall Projekte in den Bun- 
desförderungsgebieten einschließlich der Bun- 
desausbaugebiete und der landwirtschaftli- 
chen Problemgebiete berührt werden? 


58. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
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60. Abgeordneter 

Wurbs 


61. Abgeordneter 

Peters 

(Poppenbüll) 


62. Abgeordneter 

Peters 

(Poppenbüll) 


63. Abgeordneter 

Marsch 

(Soltau-Harburg) 


64. Abgeordneter 

Mursch 

(SoltaU'Harburg) 


65. Abgeordneter 

Horstmeier 


66. Abgeordneter 
Horstmeier 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Deut- 
sehe Bundesbahn bereit ist, entsprechend ihrer 
derzeitigen Kampagne „DB-Winter in Öster- 
reich“ auch einmal für Urlaub in Deutschland 
zu werben, nachdem gerade das deutsche 
Fremdenverkehrsgewerbe aus der D-Mark- 
Aufwertung Nachteile nicht zuletzt gegenüber 
dem Nachbarland Österreich befürchtet? 

Welche Zahlen kann die Bundesregierung da- 
für nennen, wie viele Kinder in den letzten 
Jahren auf dem Schulweg infolge von Ver- 
kehrsunfällen ums Leben gekommen oder ver- 
letzt worden sind und welcher Anteil davon 
auf ländliche Gebiete entfällt? 

In welchem Maße sind die Einnahmen aus der 
um 3 Pfennig erhöhten Mineralölsteuer zu- 
gunsten der innerörtlichen Verkehrsverbesse- 
rungen in den letzten Jahren in Großstädte 
und in welchem Maße auf das Land geflossen, 
und ist die Bundesregierung bereit, zur Siche- 
rung des Schulweges auf dem Land mehr die- 
ser Mittel zur Verfügung zu stellen, da be- 
kanntlich in Landgemeinden vielfach nicht 
einmal Bürgersteige und Radwege etc. vor- 
handen sind? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
eine Beteiligung Deutschlands am NAOS 
(North Atlantic Ocean Stations) -System mit 
mindestens einem Schiff der Bedeutung des 
deutschen Luftverkehrs über den Nordatlantik 
angemessen wäre, und wird eine solche Betei- 
ligung von den anderen NAOS-Staaten und 
der ICAO (International Civil Aviation Orga- 
nization) gewünscht? 


Falls die vorstehende Frage bejaht wird, frage 
ich, welche Konsequenzen die Bundesregierung 
hieraus ziehen wird, insbesondere, ob sie nicht 
eine ideale Lösung darin sieht, schnellstens 
ein kombiniertes NAOS-Forschungsschiff zu 
bauen und die entsprechenden Mittel, begin- 
nend im Bundeshaushalt 1970, einzusetzen? 


Teilt die Bundesregierung das Vorhaben der 
Bundeswasserstraßenverwaltung im Rahmen 
des Ausbaues des Mittellandkanals, die diesen 
Kanal überspannenden Brücken in der alten 
Breite, die in vielen Fällen nur 3,50 m beträgt, 
wieder herzustellen? 

Sieht die Bundesregierung durch die Verlänge- 
rung der Spannweiten der Brücken von jetzt 
40 m auf 70 m und der immer größer werden- 
den Verkehrsdichte nicht auch eine verhäng- 
nisvolle Vermehrung von Verkehrsbehinde- 
rungen sowie Verkehrsgefahrenquellen und 
was gedenkt sie dagegen zu tun? 
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67. Abgeordneter 

Seefeld 


68. Abgeordneter 

Lemmrich 


69. Abgeordneter 

Lemmrich 


70. Abgeordneter 
Zebisch 


71. Abgeordneter 

Blumenfeld 


72. Abgeordneter 

Blumenfeld 


73. Abgeordneter 

Ollesch 


Da die Bundesregierung in der Fragestunde 
vom 12. November 1969 erklärt hat, sie sehe 
„gegenwärtig keine Möglichkeit, in absehba- 
rer Zeit auf den Bundesstraßen Notrufsäulen 
zur Verfügung zu stellen", frage ich, ob die 
Bundesregierung bereit ist, wenigstens die 
autobahnähnlichen Schnellstraßen mit den 
dringend erforderlichen Notrufsäulen be- 
schleunigt zu versehen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
damit keine Verzögerungen bei der Beseiti- 
gung von höhengleichen Eisenbahnkreuzun- 
gen mit in der Baulast der Gemeinden stehen- 
den Straßen durch den Beschluß des Bundes- 
verfassungsgerichts vom 15. Juli 1969 entste- 
hen, wonach § 13 Abs. 1 Satz 2 des Eisenbahn- 
kreuzungsgesetzes nicht mit dem Grundgesetz 
vereinbar ist? 

Welchen Betrag macht das Sechstel der Bau- 
kosten für die Beseitigung höhengleicher 
Kreuzungen mit kommunalen Straßen im Jah- 
re 1970 aus, das die Länder nicht mehr zu 
tragen haben? 

Hat die Bundesregierung Informationen über 
die Unfallgefahren, die von Kopfstützen und 
Schlummerrollen im Auto ausgehen und wird 
sie ähnlich wie die Schweiz dieses Problem 
eingehend untersuchen lassen? 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß es, 
ausländischen Vorbildern folgend, auch in der 
Bundesrepublik Deutschland älteren Mitbür- 
gern ermöglicht werden sollte, durch selbstän- 
dige Bildung sogenannter Telefon-Ringe regel- 
mäßig miteinander Kontakt zu halten, um 
wichtige soziale und kommunale Informatio- 
nen auszutauschen, gesellschaftliche Isolierung 
zu vermeiden oder zu überwinden und sich 
gegebenenfalls auch in Notsituationen gegen- 
seitig Hilfe zu leisten? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Einrichtung 
derartiger Selbsthilfeorganisationen, an denen 
sich vor allem in städlischen Ballungsräumen 
vornehmlich Rentner, Pensionäre und ähnliche 
alleinstehende ältere Personen beteiligen wer- 
den und sollen, durch Erlaß der Installations- 
gebühr für einen Fernsprechhauptanschluß so- 
wie durch Freistellung von bzw. Herabsetzung 
der Grundgebühr zu erleichtern? 

Gibt es für die Deutsche Bundespost keine 
rationellere Möglichkeit als bisher, die Rund- 
funk- und Femsehgebühr zu erheben, z. B. 
durch Verbindung mit der Telefonrechnung 
bei Fernsprechteilnehmern oder durch finan- 
zielle Anreize wie Skonti etc. bei Vorauszah- 
lung der Gebühren für mehrere Monate? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


74. Abgeordneter 

Dr. Häfele 


75. Abgeordneter 

Dr. Häfele 

76. Abgeordneter 
Geisenhofer 


77. Abgeordneter 
Geisenhofer 


78. Abgeordneter 
Baier 


79. Abgeordneter 

Peiter 


80. Abgeordneter 

Peiter 

81. Abgeordneter 

Orgaß 


82. Abgeordneter 

Orgaß 


Welche Erleichterungen plant die Bundesre- 
gierung im Rahmen einer Novellierung des 
Bundesbaugesetzes für die Bebauung im Aus- 
senbereich ländlicher Räume? 

Wann ist mit einer entsprechenden Regie- 
rungsvorlage zu rechnen? 

Ist der Bundersegierung bekannt, daß bei den 
Patentbehörden in München seit Jahren ein 
erheblicher Fehlbestand an Bundesbedienste- 
tenwohnungen besteht? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
diesen Wohnungsnotstand unverzüglich zu 
beseitigen, insbesondere unter Berücksichti- 
gung der Tatsache, daß neben dem Erfordernis 
der Erstellung von 300 neuen Wohnungen in 
der nächsten Zeit für ca. 500 Bundesbedienste- 
tenwohnungen der Patentbehörden das Be- 
setzungsrecht des Bundes ausläuft? 

Trifft es zu, daß der Bundesminister für Woh- 
nungswesen und Städtebau die seit vielen 
Jahren bewährte Wohnungsbauförderungs- 
maßnahme „Junge Familie" im Flaushaltsjahr 
1970 einstellen will? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß die Einkommensgrenze nach § 25 Abs. 1 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes in der Fas- 
sung vom 1. September 1965 überholt ist? 

Beabsichtigt die Bundesregierung diese Ein- 
kommensgrenze demnächst anzuheben? 

Wie weit sind die Bemühungen des Biuides- 
ministers für Städtebau und Wohnungswesen 
gediehen, mit den Verbands Vertretern der 
Vermieter und der Mieter einen Entwurf eines 
neuen Mustermietvertrages zu konzipieren, 
den er bereits vor mehr als Jahresfrist mehr- 
fach in der Öffentlichkeit angekündigt hat? 

Was gedenkt der Bundesminister für Städte- 
bau und Wohnungswesen dagegen zu tun, daß 
die Grundstückseigentümer die gesetzliche 
Wegereinigungspflicht in der Regel mit Erfolg 
auf die Mieter der Paterrewohnungen als den 
sozial schwächeren Vertragspartner abwälzen 
können, obwohl ein Großteil dieser Menschen 
als Kriegsopfer, Unfallversehrte oder ältere 
Menschen einerseits gerade auf Paterrewoh- 
nungen angewiesen, andererseits aber eben 
wegen ihrer körperlichen Gebrechen nicht zur 
Erfüllung der Reinigungspflicht, insbesondere 
zum Wegräumen von Schnee und Eis, in der 
Lage sind? 
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83. Abgeordneter 

Dr, Hauser 
(Sasbach) 


Warum beharrt das Bundeswohnungsbaumini- 
sterium auf seinem mit Erlaß vom 24. Juni 
1969 eingenommenen Standpunkt, daß die Um- 
stellung von Stadt- auf Erdgas keine Wertver- 
besserung im Sinne von § 1 1 Abs. 4 der 11. 
Berechnungsverordnung darstelle, obwohl der 
Heizwert des Erdgases gegenüber dem Stadt- 
gas doppelt so hoch ist, und die Gasversor- 
gungsunternehmen zudem eine günstigere 
Preiskalkulation nach Wärmewerten zugrun- 
deiegen, die für den Verbraucher eine Verbil- 
ligung des Gasbezugs um 10®/o bis 20Vo brin- 
gen dürfte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


84. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


85. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


86. Abgeordneter 
Wurbs 


87. Abgeordneter 

Würtz 


88. Abgeordneter 

Würtz 


89. Abgeordnete 

Frau Dr. Walz 


90. Abgeordnete 
Frau Dr. Walz 


Ist in der Frage der Standortbestimmung des 
von der Europäischen Atombehörde zu errich- 
tenden 300 GeV-Beschieunigers eine Entschei- 
dung getroffen worden? 

Kann unter Berücksichtigung des hohen finan- 
ziellen Anteils, den die Bundesrepublik 
Deutschland erbringen wird, aber auch im 
Interesse von Wirtschaft und Wissenschaft er- 
wartet werden, daß dieses Objekt auf deut- 
schem Boden errichtet wird? 

Erhalten Absolventen des Wehrersatzdienstes 
bei der Immatrikulation an den Universitäten 
die gleiche Vergünstigung (^/lo Punkte) wie die 
Bundeswehrabsolventen? 

Treffen Pressemeldungen über die Arbeit von 
Gastarbeiterkindern und den mangelnden 
Schulbesuch dieser Kinder zu? 

Welche geeigneten Maßnahmen will die Bun- 
desregierung ergreifen, um diese Mißstände 
zu beseitigen? 

Wer soll nach Meinung der Bundesregienmg 
die Zulassungsbedingungen im Gesamthoch- 
schulbereich festlegen: der Bund in den all- 
gemeinen Grundsätzen zum Hochschulwesen 
oder die Länder in Abstimmung mit den Uni- 
versitäten? 

Welche ausländischen Tests gedenkt der Mini- 
ster für Bildung und Wissenschaft bei der Zu- 
lassung zum Gesamthochschulbereich zu über- 
nehmen und wer soll in welchem Zeitraum un- 
serem Bildungssystem entsprechende Tests für 
eine gerechtere Zulassung entwickeln, nach- 
dem sich der Minister gegen das Losverfahren 
ausgesprochen hat? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


91. Abgeordneter Sind Klagen der Wirtschaft berechtigt, daß 
Lampersbach Geschäftspartner aus Ostblockstaaten, insbe- 
sondere aus Ungarn, mehrere Wochen auf ein 
Visum zur Einreise in die Bundesrepublik 
Deutschland warten müssen, obwohl deutsche 
Staatsangehörige ohne langwierige Formali- 
täten in Ostblockstaaten, insbesondere nach 
Ungarn, einreisen können? 


92. Abgeordneter 

Lampersbach 


Beabsichtigt die Bundesregierung, Maßnahmen 
zur Beschleunigung der Abwicklung der For- 
malitäten zu ergreifen? 


93. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei den Jubi- 
Cramer läumszuwendungen gern. § 39 BAT, § 45 MTB 

II an Angestellte und Arbeiter des Bundes und 
der Länder auf die Dienstzeit im öffentlichen 
Dienst auch das vor Vollendung des 18. Le- 
bensjahres bei kommunalen Körperschaften 
zurückgelegte Beschäftigungs- oder Ausbil- 
dungsverhältnis anzurechnen, wenn sich durch 
die Zusammenrechnung eine Gesamtdienst- 
zeit von 50 Jahren ergibt? 


94. Abgeordneter 

Dr. Brand 
(Pinneberg) 


Welche gesundheitspolitische Bedeutung mißt 
die Bundesregierung dem Bericht der „Ai- 
grain" -Gruppe hinsichtlich des Vorschlags für 
eine Aktion zur Bekämpfung der Wasserver- 
imreinigung bei, der dem Europarat vorliegt? 


95. Abgeordneter 

Dr. Brand 
(Pinneberg) 


Bis zu welchem Zeitpunkt kann nach Auffas- 
sung der Bundesregierung die Verunreinigung 
des Rheins durch Industriesalze auf ein ge- 
sundheitlich unschädliches Maß reduziert wer- 
den! 


96. Abgeordneter 

Dr. Müller 
(München) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, dem schwe- 
dischen Beispiel zu folgen und die Verwen- 
dung von Einwegflaschen, deren Beseitigung 
vor allem für die Kommunen eine erhebliche 
Belastung darstellt, zu untersagen? 


97. Abgeordneter 

Gewandt 


Wann beabsichtigt die Bundesregierung, dem 
Parlament ihre Vorstellungen über neue Ver- 
waltungsmodelle vorzulegen? 


98. Abgeordneter Wenn Pressemeldungen zutreffen, daß der 
Benda Bundesminister des Innern die Aufhebung des 

von seinem Ministerium gegen den Führer der 
amerikanischen Negerorganisation „Schwarze 
Panther", Elbert Howard, verfügten Einreise- 
verbots angeordnet hat — welche Überlegun- 
gen lagen seiner Entscheidung zugrunde? 
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99. Abgeordneter 

Benda 


100. Abgeordneter 

Dr. Rutschke 


101. Abgeordneter 

Mertes 


102. Abgeordnete 
Frau Herklotz 


103. Abgeordneter 

Picard 


104. Abgeordneter 

Meinike 

(Oberhausen) 


105. Abgeordneter 

Meinike 

(Oberhausen) 


Ist die Entscheidung des Bundesministers des 
Innern im Falle Floward Ausdruck einer grund- 
sätzlichen Haltung der Bundesregierung ge- 
genüber derartigen militanten ausländischen 
Organisationen, soweit diese auf das politische 
Leben in der Bundesrepublik Deutschland ein- 
wirken? 

Ist die Bundersegierung bereit, im Sinne der 
Empfehlung 564 (1969), die von der Beratenden 
Versammlung des Europarates am 30. Septem- 
ber 1969 angenommen wurde, Maßnahmen zu 
ergreifen, um ausländischen Flüchtlingen, die 
sich bereits seit längerer Zeit in der Bundes- 
republik Deutschland niedergelassen haben, 
den Erwerb der deutschen Staatsangehörig- 
keit zu erleicbtern? 


Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 
v/irken, daß bei der Umstellung des Meldewe- 
sens auf elektronische Datenverarbeitung eine 
gewisse Liberalisierung unserer im Vergleich 
zu Großbritannien und den USA sehr strengen 
Bestimmungen über die Meldepflicht einge- 
führt und z. B. die für viele unverständliche 
Vorschrift abgeschafft wird, wonach neben 
der Unterschrift des neuen Wohnungsgebers 
im Anmeldebogen auch die des bisherigen 
Vermieters gefordert wird? 


Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend 
der Empfehlung 562 (1969) der Beratenden 
Versammlung des Europarates sich an der 
Ausarbeitung einer Europäischen Charta der 
Umwelthygiene zu beteiligen? 


Welche Bemühungen unternimmt die Bundes- 
regierung, die nach übereinstimmender Auf- 
fassung vieler Arzte und Wissenschaftler das 
menschliche Nervensystem, die Muskulatur 
und die Geschlechtsorgane sdrädigenden Blei- 
zusätze im Treibstoff für Kraftfahrzeuge zu 
unterbinden oder wenigstens erheblich zu re- 
duzieren? 

Aus welchen Gründen sicht sich die Bundesre- 
gierung nicht in der Lage, den Gewerkschaften 
ein Angebot für die Erhöhung der Löhne und 
Gehälter der Arbeiter und Angestellten in 
Bund, Ländern und Gemeinden zu unterbrei- 
ten, das eine Mindesterhöhung von 100 DM 
in allen Vergütungs- und Lohngruppen vor- 
sieht? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Gewerkschaften, daß eine prozentuale Erhö- 
hung der Löhne und Gehälter den steigenden 
Belastungen der Arbeitnehmer, insbesondere 
der unteren Lohn- und Gehaltsgruppen, 
nicht voll gerecht wird? 


16 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 222 


106. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
Leicht nehmen, um ähnliche Vorgänge, wie sie sich 

in Braunschweig am 17. Dezember 1969 in der 
Aula der Staatlichen Hochschule für Bildende 
Kunst abgespielt haben, in Zukunft zu ver- 
hindern (s. FAZ und Hannoversche Allgemeine 
Zeitung vom 19. Dezember 1969, Die Welt vom 
8. Januar 1970, Die Zeit und Rheinischer Mer- 
kur vom 9. Januar 1970)? 


107. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung nunmehr, 
Dr. Pohle eine Entscheidung bezüglich des Bundeslei- 

stungszentrums für Eiskunstlauf zu treffen, 
nachdem alle Argumente für deren Standort 
in Oberstdorf sprechen und die Zeit im Hin- 
blick auf die Olympischen Spiele so fortge- 
schritten ist, daß höchste Eile für eine Ent- 
scheidung geboten ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


108. Abgeordneter 

Werner 


109. Abgeordneter 

Werner 


110. Abgeordneter 

Krammig 


111. Abgeordneter 

Dr* Kempfier 


112. Abgeordneter 

Matthöfer 


Wie v.ird es die Bundesregierung mit der 
Flandhabung des Stimmrechts der in ihrem 
Besitz befindlichen VW-Aktien nach dem 30. 
Juni 1970 halten, und denkt sie an eine allge- 
meine Auflockerung der Stimmrechtsbeschrän- 
kung? 

Haben die Bundesregierung oder ihre entspre- 
chenden Vertreter nach dem 30. September 
1969 die Preispolitik der Volkswagen-Werke 
zu beeinflussen versucht? 

Welche Gründe hindern die Bundesregie- 
rung daran, die Schonfrist des § 1 Abs. 1 
VOStSäumG, die für die Bezahlung verschie- 
dener Steuerarten und der Umsatzsteuer ge- 
währt wird, nicht auch bei der Bezahlung der 
Verbrauchsteuern einzuräumen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung die jetzt 
geltenden Richtlinien, nach denen Anlage- 
güter mit einem Anschaffungswert von 800 
DM im Jahre der Anschaffung voll abgeschrie- 
ben werden, in dem Sinne zu ändern, daß die 
genannte obere Grenze von 800 DM erhöht 
wird? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 
schlag des Ausschusses für Außenwirtschafts- 
politik des Europäischen Parlaments, zur För- 
derung des Handels mit den Entwicklungslän- 
dern in den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
eine allmähliche Senkung der Verbrauchsteu- 
ern auf Tropenprodukte anzustreben? 
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113. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Schät- 

Matthöfer zungen des INRA-Europa-Instituts und der 

FAO, nach denen in der Bundesrepublik 
Deutschland eine Abschaffung der Kaffee- 
steuer eine Zunahme des Verbrauchs von 10 
bis 14W bewirken würde? 

114. Abgeordneter Trifft es zu, daß Eltern von Kindern, die wei- 

Zebisch terführende Schulen besuchen, die Fahrko- 

sten erst nach Vollendung des 18. Lebens- 
jahres der Kinder bei der Steuerberechnung 
geltend machen können, während Eltern, die 
ihre Kinder auf Internatsschulen schicken kön- 
nen, den vollen Betrag absetzen dürfen, und 
wird die Bundesregierung darauf hinarbeiten, 
diese gerade Arbeitnehmer auf dem Lande 
beschwerende Regelung zu ändern? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

115. Abgeordneter Treffen österreichische Presseberichte zu, die 

Gewandt behaupten, ein Mitglied des Beratungsteams 

des Bundeskanzlers für neue Verv/altungs- 
modelle habe erklärt: „Das Parlament kann 
zu einem Störfaktor für die , rationale Politik' 
werden und die Wahlen seien bei langfristigen 
Planungen ein zweifelhaftes Instrument?“ 

116. Abgeordneter Trifft es zu, daß Zeitschriften und Zeitungen 

Weigl der Kriegsopferverbände die Aufnahme des 

Inserates des Presse- und Informationsamtes 
der Bundesregierung „Mehr soziale Gerechtig- 
keit für die Kriegsopfer“ mit der Begründung 
abgelehnt haben, daß sie eine objektive Un- 
terrichtung des betroffenen Personenkreises 
wünschen, und nicht die Veröffentlichung ein- 
seitiger Propaganda über eine enttäuschende 
Entscheidung der SPD und der FDP? 

117. Abgeordneter Welche Kosten sind durch obengenanntes In- 

Weigl serat entstanden? 

118. Abgeordneter Welche Vorstellungen bewegen die Bundes- 

Hiissing regierung, angesichts der Zuständigkeit der 

Länder für den Natur- und Landschaftsschutz, 
einen namhaften deutschen Zoologen für die 
Beratung in Fragen des Tier-, Natur- und 
Landschaftsschutzes zu gewinnen? 

119. Abgeordneter Welche konkreten Aufgaben soll der Berater 

Hussing für Tier-, Natur- und Landschaftsschutz erhal- 

ten? 

120. Abgeordneter Entspricht die Mitteilung im „Rheinischen Mer- 

Reddemann kur“ vom 9. Januar 1970 den Tatsachen, daß 

die Bundesregierung einen Vertrag mit der 
CSSR abgeschlossen hat, der die Berlin-Klau- 
sel nicht enthält? 
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121. Abgeordneter Warum hat die Bundesregierung den Text 
Dr. Klepsdi eines Abkommens mit Prag über die Entschä- 

digung für Opfer nationalsozialistischer Men- 
schenversuche nicht im Bundesanzeiger ver- 
öffentlicht? 


122. Abgeordneter Trifft es zu, daß Staatssekretär Egon Bahr 

Damm (siehe „Rheinischer Merkur" Nr. 2/1970) davor 

gewarnt habe, „der Öffentlichkeit oder dem 
Deutschen Bundestag den Wortlaut des Ab- 
kommens" zYTischen Bonn und Prag über die 
Entschädigung für Menschenversuche zugäng- 
lich zu machen? 


Gesdiäftsbereidi des Auswärtigen Amts 


123. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Äußerung von 

Dr. KUesing Rcidio Warschau vom 9. Dezember 1969, „die 
(Honnef) beiden Seiten, die verhandeln soileri, dürfen 

niriil auf eine gleiche moralisch-politische Ebe- 
ne gestellt werden* für förderlich oder bela- 
stend für den Beginn deutsch-polnischer Ver- 
handlimgen? 

124. Abgeordneter die Bundesregierung in der Lage festzu- 

Dr. KUesing siellen. daß die Behauptung von Radio Hilver- 

(Honnel) suai von« 9. ]>?.zember 1969, die Vertreter der 

SPD hätten bei ihrem Besuch im Vatikan er- 
klärt, die Bundesregierung würde keine 
grundsätzlichen Einwände erheben, wenn der 
Vatikan Bisrijöfe für die „polnischen West- 
gebiete” ernennen würde, in allen Teilen halt- 
los ist? 

125. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung außer den 

Dr. GioUni bisher bekanntgewordenen großen Anstren- 

gungen noch zu tun, um nähere Auskünfte 
über das Schicksal der in Nordvietnam ge- 
fangengehaltenen deutschen Maltheserhelfer 
zu erhalten? 


126. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Stel- 

Ott lungnahme des „St. Galler Tagblattes* vom 

6- Dezember 1969 zur beabsichtigten Schlies- 
sung des deutschen Konsulats in St. Gallen? 

127. Abgeordneter Weldie Gründe veranlassen die Bundesregie- 

Ott rung, das deutsche Konsulat in St Gallen zu 

schließen in einem Zeitpunkt, in welchem an- 
dere Länder in St. Gallen neue Konsulate er- 
öffnen? 
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128. Abgeordneter 
Lenze 
(Attendorn) 


129. Abgeordneter 
Draeger 


130. Abgeordneter 
Schlee 


131. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(Kaiserslautem) 


132. Abgeordneter 

von Wrangel 


Ist im Rahmen der NATO bereits die jeder- 
zeit einsatzbereite Seestreitmacht im Mittel- 
meer gebildet worden, die der Rat der WEU 
in seiner Antwort vom 30. Mai 1969 auf die 
Empfehlung 177 der Versammlung der WEU 
über die Sicherheit im Mittelmeer und im 
Vorderen Orient angekündigt hat? 


Wird die Bundesregierung im Ministerkomitee 
des Europarates dafür eintreten, daß die Be- 
ratungen über den Neubau des Europahauses 
in Straßburg so bald wie möglich abgeschlos- 
sen und dabei die Anregungen berücksichtigt 
werden, die von der Beratenden Versamm- 
lung bereits 1967 ausgearbeitet wurden? 


Entspricht eine Verlautbarung der „Bonner 
Seite" des Zürcher Wirtschaftsbriefes vom 13. 
Dezember 1969 (AG für Untemehmerberatung, 
Beckmeier Redaktion, 87 Küsnacht/Schweiz) 
den Tatsachen, wonach bei der Unterzeichnung 
des Atomsperrvertrages in Moskau die So- 
wjetregienmg die Vorbehalte der Bundesre- 
gierung nicht zur Kenntnis genommen und zur 
Verdeutlichung dieser Zurückweisung den 
Herrn Deutschen Botschafter gezwimgen ha- 
ben soll, das Dienstsiegel von der Ausferti- 
gung der deutschen Vorbehalte zu entfernen? 


Ist es richtig, daß, wie die Welt am 9. Januar 
1970 berichtet, der Botschaftsrat Wolff trotz 
der laufenden Verhandlungen mit der Sowjet- 
union und trotz dessen hervorragender Sach- 
kenntnis deshalb abgelöst wird, weil er „bei 
dem Wahlkampfbesuch des FDP-Vorstandes 
in Moskau 1969 in einem Rimdgespräch mit 
Scheel starke Zweifel hat erkennen lassen, ob 
der FDP-Vor sitzende eine stichhaltige und 
seriöse Rußlandpolitik betreibe"? 


Glaubt die Bundesregierung, daß die Ablösung 
von Botschaftsrat Rudolf Wolff von seinem 
gegenwärtigen Posten bei der Deutschen Bot- 
schaft in Moskau ihre Verhandlungsposition 
bei den Gewaltverzichtsverhandlungen ver- 
stärkt? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


1. Abgeordneter Ist die Behauptung des Ausgleichsamtes Ber- 
Müller lin-Zehlendorf berechtigt, daß eine Anerken- 

(Berlin) nung von Hauptentschädigung für Zonensdiä- 

den nach § 24.3 Abs, 2 LAG in der Fassung 
des 21. ÄndG LAG vom 18. August 1969 vor- 
erst nicht möglich ist, weil die Ausgleichs- 
ämter „nocti keine entsprechenden Anweisun- 
gen für die Durchführung haben" ? 

Stimmt die Behauptung des Landesausgleichs- 
amts Berlin, daß in absehbarer Zeit nicht mit 
der Auszahlung der Hauptentschädigung für 
Zonenschäden nach § 243 Abs. 2 LAG gerech- 
net werden kann, weil das Verfahren nach dem 
21. ÄndG LAG „ungeheuer kompliziert" sei, 
und daß nur eine Gesetzesänderung hier Ab- 
hilfe schaffen kann? 

Was ist der Bundesregierung über das Ergeb- 
nis der LFntersuchung der Luftverschmutzung 
im Bereich der Stadt München bekannt ge- 
worden, und welche Konsequenzen müssen 
daraus gezogen werden? 

Gibt es — • abgesehen vom Fall München — ge- 
nerelle Anhaltspunkte dafür, welchen Anteil 
an der gesamten Luftverschmutzung Auspufi- 
abgase von Kraftfahrzeugen haben, und was 
muß dagegen angesichts der zunehmenden 
Motorisierung über die bisherigen Vorhaben 
hinaus auf längere Sicht getan werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


5. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, in eine Er- 

Höcherl höhung der Beitragsschlüssel für die Finanz- 

beiträge der Bundesrepublik Deutschland zum 
Haushalt der Europäischen Gemeinschaften 
einzuwilligen? 

6. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Dr. Wamke ein Haushaltsvolumen von über 90 Milliarden 

DM den Empfehlungen des Sachverständigen- 
rates zur Begutachtung der gesamtwirtschaft- 
lichen Entwicklung bzw. den Erfordernissen 
einer antizyklischen Finanz- und Konjunktur- 
politik entspricht? 


4. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


3, Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


2. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 
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7. Abgeordneter Ist die Biin(;»-s;egierung der Auffassung, daß 
Dr. Jobst die geplante Haushaltssperre von 2,6 Milliar- 

den DM ausreicht, um die dringend erforder- 
liche antizykiische Finanzpolitik wirksam ge- 
nug auszugestalten und welche Auswirkungen 
der Sperrmaßnahmen erhofft sie sich global 
und branchenbezogen? 


8. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung, ihre Auswahl 
Dr. Jobst für die geplanten Sperrmaßnahmen für den 

Verteidigungs-, Verkehrs- und Bildungs-/Wis- 
senschaftsetat richtig getroffen zu haben, zu- 
mal dadurch die Lösung der öffentlichen Auf- 
gaben wie Sicherheit, Verkehr und Bildung/ 
Wissenschaft gefährdet werden könnte? 


9. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu den sich 
vanDelden mehrenden Praktiken ausländischer Reeder, 

welche zwecks Ausnutzung der zum Ausbau 
der deutschen Seeschiffahrt gewährten Sonder- 
abschreibungen usw. deutsche Gesellschaften 
gründen und dann die Schiffe, die sowieso 
später durch Dauerchartervertrag zu dem aus- 
ländischen Schiffspark des betreffenden Ree- 
ders zu rechnen sind, im Ausland bauen las- 
sen? 


10. Abgeordneter Nachdem die Bundesregierung es bisher ab- 
vanDelden gelehnt hat, der ausländischen Praxis, näm- 

lich den Werften Beihilfen zu geben, zu folgen, 
frage ich, ob sie es nicht, insbesondere ange- 
sichts der durch die Aufwertung zusätzlich für 
die deutschen Werften entstandenen Wettbe- 
werbsprobleme, für angebracht hält, die in der 
Frage 9 angeschnittenen Steuergesetze so 
zu ändern, daß die Sonder ab Schreibungen usw. 
nur dann gewährt werden, wenn das betref- 
fende Schiff auf einer deutschen Werft gebaut 
wird? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers fflr Wirtschaft 


11. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die durch den 
Dr. Warnke Wegfall der Gemeinschaft zum Schutz der 
deutschen Wirtschaft e. V. (GSW) entstandene 
Sicherheitslücke für die gewerbliche Wirtschaft 
dadurch überbrücken zu helfen, daß sie die 
Zusammenfassung der gegenwärtigen regio- 
nalen Nachfolgeorganisationen der GSW zu 
einer bundeseinheitlichen Organisation fördert 
und nötigenfalls auch finanziell unterstützt? 
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12. Abgeordneter Wann glaubt die Bundesregierung, die zu- 

Hödierl nehmende Gefahr einer spiralförmigen Kosten- 

und Preisbewegung und der damit verbunde- 
nen Teuerungswelle anhalten zu können und 
welches Instrumentarium will sie für eine 
Politik der stabilen Preise einsetzen, nachdem 
sidi das Mittel „Aufwertung der DM" als nicht 
ausreichend wirksam erwiesen hat? 

13. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den Plan 

Wolfram der deutschen Stahlkonzerne Mannesmann, 

Krupp und Thyssen, ein Walzwerk in Rotter- 
dam zu errichten? 

14. Abgeordneter Welche Auswirkungen können sich daraus 

Wolfram nach Ansicht der Bundesregierung für die 

Stahlindustrie und den Steinkohlenbergbau 
ergeben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

15. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei den Regie- 

Dr. Giulini rungsverhandlungen auf Ministerratsebene 

über die gemeinsame Marktorganisation für 
Rohtabake zur Lösung des Problems der Alt- 
bestände eine angemessene Übergangsrege- 
lung zu erwirken? 

16. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die vorgesehenen 

Dr. Dittrich Bundesmittel für die Förderung der Natur- 

parke für ausreichend oder ist mit einer Er- 
höhung der Beteiligung von 760 000 DM durch 
den Bund in Bälde zu rechnen? 

17. Abgeordneter Mit welcher Forderung durch den Bund kann 

Dr. Dittrich der Nationalpark im Bayerischen Waid rech- 

nen? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


18. Abgeordneter Wie ist es möglich gewesen, daß Wohnungen 
Dr. Beermann für verheiratete Soldaten des soeben nach 

Schwarzenbek, Kreis Herzogtum Lauenburg, 
verlegten Panzergrenadierbataillons 164 zum 
Zeitpunkt des Einzuges nicht schlüsselfertig 
übergeben werden konnten, so daß — laut 
Bericht der Reinbeker Zeitung vom 29. Novem- 
ber 1969 — viele Möbelwagen unverrichteter 
Dinge wieder abziehen durften? 

19, Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 
Dr. Beermann gierung zu unternehmen, um derartige Pannen 

in Zukunft zu verhindern? 
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20. Abgeordneter 

Dr. Sdiulze- 
Vorberg 


Kann die Bundesregierung Besorgnisse der 
Gemeinde Nordheim am Main beheben, die 
nach einer Ortsbesichtigung durdi Beamte der 
Bundesvermögensstelle Bad Kissingen vom 
3. Dezember 1969 entstanden sind und nach 
denen „kurzfristig eine Fläche von ca. 14 ha 
gemeindeeigenes Land, das zur Zeit durch 
wertvolle Sonderkulturen benutzt wird und 
auf zwölf Jahre verpachtet ist, durch den Bund 
beansprucht werden könnte" und weiter, daß 
der Bevölkerung von Nordheim „dieses für 
sie so wertvolle Land, für einen Bruchteil des 
tatsächlichen Wertes, für alle Zeiten wegge- 
nommen" werden könnte? 


21. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei der 
Bundeswehr Verwaltung im Wehrbereich IV 
in besonders großem Maße Klagen von Be- 
diensteten vor den Arbeits- und Verwaltungs- 
gerichten bestehen sollen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


22. Abgeordneter 
Dr. Gatzen 


Trifft es zu, daß der vierspurige Ausbau der 
B 265 zwischen Erftstadt (Kreis Euskirchen) 
und Köln erst im Jahre 1980 erfolgen soll? 


23. Abgeordneter Welche vorläufigen Maßnahmen erwägt die 
Dr. Gatzen Bundesregierung, um den Verkehr auf dieser 

Strecke bis zum endgültigen Ausbau auch in 
den Zeiten der Spitzenbelastung wieder flüs- 
sig zu machen? 


24. Abgeordneter Wie lange gedenkt die Bundesregierung die 
Unertl Wiederaufnahme des Schienenverkehrs zwi- 

schen Passau, Obernzell und Wegscheid noch 
hinauszuzögern, obwohl bereits feste Zusagen 
für Wiederinbetriebnahme der Strecke für den 
Sommer des Jahres 1969 gegeben worden 
waren? 


25. Abgeordneter Wird der Bundesminister für Verkehr aus 
Baier verkehrstechnischen Gründen und im Hinblick 

auf die strukturelle Entwicklung des Neckar- 
tales dafür sorgen, daß die Bundesbahnstrek- 
ke Heidelberg — Neckarelz — ^Heilbronn und 
Neckarelz — Osterburken — ^Würzburg im Rah- 
men des neuen Bundesverkehrswegepro- 
gramms alsbald elektrifiziert wird? 


26. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Bundesminister für Ver- 
Weigl kehr die Entscheidung über längst fällige Re- 

paraturarbeiten am Unterbau von Nebenstrek- 
ken im Zonenrandgebiet, z. B. von Neustadt/ 
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WN nach Eslarn, von Wiesau nach Waldsas- 
sen, von Tirschenreuth nach Bärnau, nur des- 
halb verzögert, weil bei einer Gefährdung der 
Reisenden die Stillegung dieser Strecken leich- 
ter begründet werden kann? 

27. Abgeordneter Wann werden die von den Hauptverkehrs- 
Weigl strecken in das Zonenrandgebiet abgeschobe- 

nen Dampflokomotiven durch Dieselloks abge- 
löst? 

Welche Streckenstillegungspläne der Deut- 
schen Bundesbahn im bayerischen Grenzland 
sind der Bundesregierung bekannt und wie 
wird sie sich angesichts der Beschlüsse des 
Vorstandes der Deutschen Bundesbahn ver- 
halten? 

29. Abgeordneter Welche Maßnahmen strebt die Bundesregie- 

Zebisch rung zusammen mit der bayerischen Staats- 

regierung an, um die Verkehrsbedienung im 
bayerischen Grenzland sowohl für den Frem- 
denverkehr als auch für die Wirtschaft und 
den Berufsverkehr zu verbessern? 

30. Abgeordneter Ist auf die Dauer mit der Aufrechterhaltung 

Dasdi des Güterverkehrs auf der Strecke Thann — 

Matzbach— Isen — ^Ilaag zu rechnen, nachdem 
der im Bundesausbaugebiet (Norden des Land- 
kreises Wasserburg/Obb.) gelegene Raum 
Haag und Isen sich vorzüglich für Industrie- 
ansiedlungen eignet, da durch die weitere Ab- 
wanderung aus der Landwirtschaft und Fern- 
pendler genügend Arbeitskräfte bei Errichtung 
von Betrieben angeworben werden könnten? 

Wann v/ird der neue Mainzer Stadtteil Mainz- 
Ebersheim, der innerhalb der Stadt Mainz bis- 
lang nur über Fernsprechverkehr erreichbar 
ist, allen anderen neuen Mainzer Stadtteilen 
gleichgestellt werden können und ebenfalls 
dem Fernsprediortsnetz Mainz angeschlossen 
sein? 

32. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß es im 
Petersen Kreis Vaihingen an der Enz und im Kreis Lud- 

wigsburg je einen Ort Namens Hochdorf gibt, 
die beide die gleiche Postleitzahl 7141 haben 
und daß daher ständig, zumal es auch noch 
in beiden Ortschaften Familien gleichen Na- 
mens gibt, Verwechslungen Vorkommen und 
was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
diesen unmöglichen Zustand zu ändern, der 
seit Jahren zu Beschwerden führt, nachdem 
niemandem begreiflich zu machen ist, wieso 
man nicht entweder durch die Hinzufügung 
einer weiteren Ziffer bei der Postleitzahl einer 
der beiden Orte oder durch den Tausch mit 
einem Ort anderen Namens das Problem löst? 


31. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 


28. Abgeordneter 
Zebisch 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


33. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Wurbs das Problem der Fehlbelegung von Sozialwoh- 

nungen für die Zukunft etwa über den Miet- 
vertrag zu lösen, indem man bei öffentlich ge- 
förderten Wohnungen entsprechende Klauseln 
einbaut? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


34. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung, daß die deutschen 
Dichgans Universitäten die dringend benötigten, hoch- 

wertigen Lehrkräfte gewinnen können, wenn 
sie ihre Professoren gerichtsähnlichen Aktio- 
nen fanatisierter Studenten aussetzen, Veran- 
staltungen, denen ein Universitätspräsident 
durch seine Anwesenheit einen Anschein von 
Legitimation gibt, ohne dem beschuldigten 
Professor den Schutz gegen Beleidigung und 
Entwürdigung zu sichern, den jeder Strafrich- 
ter ganz selbstverständlich auch dem Verbre- 
cher gewährt? 


Bonn, den 9. Januar 1970 
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